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Großes Ablenkungspotenzial | Ein Arbeitskreis beschäftigte sich mit modernen Kommunikationsgeräten im Auto und wie man sie rechtlich berücksichtigen sollte

Infotainment und Assistenzsysteme
53. Deutscher Verkehrsgerichtstag | Ende Januar tagten in Goslar wieder die Verkehrsrechtsexperten zu verschie-
denen und in diesem Jahr teilweise sehr modernen Themen. Hier die für Flottenverantwortliche relevantesten.

— Vom 27. bis 29. Januar haben auf dem 
Verkehrsgerichtstag in Goslar wieder mehr 
als 1.500 Experten aus Justiz, Verwaltung, An-
waltschaft, Versicherungen und Wissen-
schaft über aktuelle verkehrsrechtliche The-
men diskutiert und mit ihren Resolutionen 
Änderungen und Neuerungen in Gesetz-
gebung, Rechtsprechung und Verwaltungs-
praxis auf den Weg gebracht. Nicht alle 
Arbeitskreise (AK) sind für Fuhrparkprofis 
gleichermaßen interessant. Daher das Wich-
tigste in Kürze.

AK I: Europäischer Führerscheintourismus | 
Da der Europäische Gerichtshof (EuGH) eine 
Anerkennungsverpflichtung für EU/EWR-
Führerscheine vorschreibt, die – unter Wah-
rung des Wohnsitzerfordernisses – nach Ab-
lauf einer Sperrfrist in Deutschland erworben 
wurden, hat sich der Arbeitskreis für folgen-
den Lösungsvorschlag ausgesprochen: Bei 
jedem Entzug der Fahrerlaubnis wird eine 
Sperrfrist von fünf Jahren (im Wieder-
holungsfall von zehn Jahren) verhängt. Nach 

Ablauf der gesetzlichen Mindestfrist kann 
der Betroffene jederzeit die Verkürzung die-
ser Sperrfrist beantragen, indem er entspre-
chend den Vorgaben der Fahrerlaubnisver-
ordnung den Nachweis erbringt, dass er 
wieder geeignet ist.

Für die Neuerteilung der Fahrerlaubnis in 
Deutschland ändert sich damit faktisch 
nichts. Wird aber in der fünf- beziehungswei-
se zehnjährigen Frist eine Fahrerlaubnis im 
Ausland erworben, wird diese faktisch nur 
noch auf Antrag und Eignungsprüfung, also 
nicht mehr automatisch anerkannt. Recht-
lich ist diese Auffassung zumindest heikel.

Auszug aus den Resolutionen: „Die stän-
dige Rechtsprechung des EuGH, dass im euro-
päischen Ausland erteilte Fahrerlaubnisse 

grundsätzlich anzuerkennen sind, wird nicht in 
Frage gestellt. Zur Lösung des Problems „Füh-
rerscheintourismus“ sollen gesetzliche Sperr-
fristen von fünf Jahren, im Wiederholungsfall 
von zehn Jahren, nach jedem Entzug der Fahr-
erlaubnis eingeführt werden. Der Betroffene 
muss dann die Möglichkeit haben, die Sperrfrist 
durch Nachweis der Eignung nach den Vor-
gaben der Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) 
 jederzeit aufheben zu lassen. Dies soll aber 
 frühestens nach Ablauf der bestehenden Min-
destsperrfristen erfolgen können.“

AK II: Automatisiertes Fahren | Obwohl 
die neuen Technologien durch die Industrie 
möglichst schnell am Markt eingeführt wer-
den sollen, gibt es aus rechtlicher Sicht noch 
viele Fragen zu klären.

So müssen die Assistenzsysteme nach 
Ansicht des Arbeitskreises dahingehend 
ausgestaltet sein, dass der Fahrer weiß, in 
welcher Automatisierungsstufe er sich befin-
det und welche Handlungs- und Überwa-
chungsanforderungen an ihn bestehen.

Beim automatisierten Fahren 
sind aus rechtlicher Sicht 
noch viele Fragen offen.
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Auszug aus den Resolutionen: „Der Fahrer 
muss selbst entscheiden können, ob er solche 
Systeme nutzen möchte. Abschaltbarkeit und 
Übersteuerbarkeit sind zu gewährleisten, wobei 
der menschlichen Fähigkeit, das funktionieren-
de System über einen längeren Zeitraum zu 
überwachen, natürliche Grenzen gesetzt sind. 
Dies muss technisch aufgegriffen und normiert 
werden.“

Die Forderung in den Resolutionen nach 
einer jederzeitigen Übersteuerbarkeit des 
Systems erscheint nicht mehr ganz zeitge-
mäß. Auch die Verkehrsrechtsexperten wer-
den irgendwann zu dem Ergebnis gelangen 
müssen, dass diese althergebrachten Grund-
sätze durch die fortschreitende Technik zu-
nehmend in Frage gestellt werden (müssen).

AK IV: Unfallrisiko Landstraße | Langfris-
tig müssen die Straßenbaulastträger nicht 
nur für den Zustand der Fahrbahn, sondern 
auch den sicheren Seitenraum der Straßen 
in die Verantwortung genommen werden.

Die vom Verkehrsgerichtstag empfohle-
ne Regelgeschwindigkeit von 80 Stunden-
kilometern für alle Landstraßen, bei ausdrück-
licher Freigabe entsprechend ausgebauter 
und für Tempo 100 geeigneter Landstraßen, 
wird nach Ansicht der Experten dazu führen, 
dass auch viele Straßen mit mehr als sechs 
Metern Fahrbahnbreite betroffen sind. 

Auszug aus den Resolutionen: „Zur Redu-
zierung schwerer Unfälle soll die Regel-
geschwindigkeit für Pkw und Lkw gleicher-
maßen bei 80 km/h liegen. Dazu ist eine 
Umkehrung von Regel und Ausnahme bei der 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit erforderlich. 
Entsprechend ausgebaute oder ertüchtigte 
Straßen können danach weiter für Tempo 100 
frei ge geben werden.

In Bereichen unzureichender Sichtweite sol-
len Überholverbote grundsätzlich angeordnet 
werden. § 45 der StVO muss das rechtssicher 
ermöglichen.“

AK V: Ablenkung durch moderne Kom-
munikationstechniken | Bis jetzt gibt es kei-
ne aussagekräftige Datenbasis für die Nut-
zung moderner Kommunikationsgeräte am 
Steuer und deren Unfallursächlichkeit.

Inwieweit der Gesetzgeber überhaupt 
Rahmenbedingungen für Hersteller und An-
bieter von Kommunikationstechniken schaf-
fen kann, um Gefahren durch die Nutzung 
der Kommunikationsmittel in Fahrzeugen zu 
minimieren, bleibt abzuwarten. 

Angesichts des technischen Fortschritts 
wird empfohlen, die Vorschrift des § 23 StVO 
(„Sonstige Pflichten von Fahrzeugführen-
den“) an den Fortschritt der Technik anzu-
gleichen. Der Arbeitskreis hat die Forderung 
einer Bußgelderhöhung für den Missbrauch 

der Techniken (zum Beispiel Handynutzung 
während der Fahrt) abgelehnt.

Auszug aus den Resolutionen: „Techni-
sche Lösungen können einen wesentlichen Bei-
trag zur Vermeidung von Ablenkungsunfällen 
leisten. Der Arbeitskreis fordert die Gesetzgeber 
auf, Rahmenbedingungen für Fahrzeugherstel-
ler, Produzenten von Informations-, Kommuni-
kations- und Unterhaltungsmitteln sowie für 
Diensteanbieter zu schaffen, um die Möglich-
keiten situativer Funktionsunterdrückung zu 
implementieren. Dies betrifft zum Beispiel die 
Deaktivierung von manuellen Zieleingaben 
oder die Sperre von Textnachrichten während 
der Fahrt. Die Rekonstruktion entsprechender 
Verstöße und Manipulationen muss technisch 
sichergestellt werden.

§ 23 StVO ist im Hinblick auf die technische 
Entwicklung nicht mehr zeitgemäß. Das be-
trifft insbesondere die Begriffe „Mobil- oder Au-
totelefon“ und den ausgeschalteten Motor so-
wie die Beschränkung auf Aufnehmen oder 
Halten des Hörers. Der Arbeitskreis fordert den 
Verordnungsgeber zu einer Neufassung der 
Vorschrift auf. Diese sollte an die visuelle, ma-
nuelle, akustische und mentale Ablenkung von 
der Fahraufgabe anknüpfen. Die Geldbuße 
sollte eine gestaffelte Erhöhung bei Gefähr-
dung sowie bei Schädigung vorsehen. Bei der 
Neufassung ist auf eine bessere Nachweisbar-
keit in der Praxis Rücksicht zu nehmen.“

AK VI: Alternative Reparaturmethoden | 
Der Arbeitskreis hat aufgezeigt, dass es für 
die Bestimmung des fachgerechten Repara-
turweges nicht auf Begrifflichkeiten wie 
„alternative Reparaturmethoden“ oder 
„Smart Repair“ ankommen kann. Entschei-
dend soll nach dem Willen der Teilnehmer 
sein, ob das vom Sachverständigen im Gut-
achten angegebene Reparaturverfahren an-
erkannt und im Vergleich zu anderen Repa-
raturmethoden zu einer gleichwertigen, 

aber auch vollständigen, sach- und fachge-
rechten Wiederherstellung des Fahrzeuges 
führt. Von mehreren gleichwertigen Metho-
den muss der Sachverständige nur die wirt-
schaftlich sinnvollste in seinem Gutachten 
dokumentieren.

Die Bestimmung der Reparaturmethode 
respektive des Reparaturweges liegt dabei 
im pflichtgemäßen Beurteilungsspielraum 
des Sachverständigen. 

Auszug aus den Resolutionen: „Unabhän-
gig vom Auftraggeber muss der Kfz-Sachver-
ständige bei jeder Begutachtung eines Haft-
pflichtschadens alle zur fachgerechten 
Reparatur anerkannten Reparaturverfahren 
berücksichtigen. Von mehreren gleichwertigen 
Methoden zur vollständigen sach- und fach-
gerechten Wiederherstellung muss er in seinem 
Gutachten die wirtschaftlich sinnvollste doku-
mentieren.

Eine gleichwertige Reparatur setzt voraus, 
dass die Garantie- und Gewährleistungs-
ansprüche nicht beeinträchtigt werden.

Der Rückgriff auf eine günstigere Reparatur-
methode darf nicht zur Beeinträchtigung der 
begründeten Ansprüche des Geschädigten 
führen.“

AK VII: Anscheinsbeweis im Verkehrsrecht | 
In der Diskussion wurde deutlich, dass oft-
mals auf den Anscheinsbeweis zurückgegrif-
fen wird, zum Beispiel bei klassischen Unfäl-
len im „Rechts-vor-links-Bereich“ oder bei 
„Auffahrunfällen“. Dies deshalb, weil die Auf-
klärung des Sachverhalts meist in derartigen 
Konstellationen zu aufwändig erscheint.

Die Frage, wann ein Unfall mit einem 
einen Anscheinsbeweis rechtfertigenden 
„typischen“ und „allgemein erfahrungs-
gemäßen“ Erscheinungsbild vorliegt, wurde 
ausführlich diskutiert. Es besteht Einigkeit, 
dass es hierfür auf die allgemeine Lebens-
erfahrung und nicht auf Einzelerkenntnisse 
eines Richters ankommt. 

Auszug aus den Resolutionen: „Der von 
der Rechtsprechung entwickelte Anscheins-
beweis, der es erlaubt, bei typischen Geschehens-
abläufen auf Kausalität oder Verschulden zu 
schließen, ist für die Beweisführung in Verkehrs-
unfallsachen unverzichtbar. Einer gesetzlichen 
Regelung bedarf es nicht.

Ob ein typischer Geschehensablauf vorliegt, 
bestimmt sich nach allgemeinem Erfahrungs-
wissen und nicht nach einer individuellen 
Lebens erfahrung. Der zugrunde gelegte Erfah-
rungssatz muss hinreichend tragfähig sein; er 
muss eine hohe Wahrscheinlichkeit für einen 
bestimmten Geschehensablauf begründen. 
Dabei sind sämtliche bekannten Umstände des 
Falles zu berücksichtigen.“ 

 | Dr. Michael Ludovisy
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Die visuelle, manuelle, akus-
tische und mentale Ablenkung 

soll berücksichtigt werden.
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Ausweichmanöver | Kasko-Entschädi-
gung für beschädigte Ladung

– Kommt es infolge eines Ausweichmanö-

vers eines Kraftfahrers zur Vermeidung eines 

Frontalzusammenstoßes zu einer Beschädi-

gung der dadurch verrutschten Ladung, so ist 

der Kaskoversicherer eintrittspflichtig. Dies 

gilt natürlich nur insoweit, als die Beschädi-

gung der Ladung allein auf dem Ausweich-

manöver beruht, ohne dass es zu einem 

Kontakt mit der Außenwelt, also zu einem 

Unfall, gekommen ist.

 OLG München, Urteil  vom 29.05.2013, 

Az. 7 U 4096/12, zfs 2015, 39

Restwertausgleich | Umsatzsteuer-
pflicht für Leasingnehmer 

– Diese in ein Antragsformular auf Abschluss 

eines Verbraucherleasingvertrages über ein 

Kraftfahrzeug vom Leasinggeber deutlich 

sichtbar eingesetzte Formularklausel ist we-

der überraschend im Sinne des § 305 c I BGB 

noch verletzt sie das Transparenzgebot ge-

mäß § 307 I 2 BGB: „Nach Zahlung sämtlicher 

Leasingraten und einer eventuellen Sonder-

zahlungen verbleibt zum Vertragsende ein 

Betrag von X Euro [konkreter Restwert betrag 

einschl. USt.], der durch die Fahrzeugverwer-

tung zu tilgen ist (Restwert). Reicht dazu der 

vom Leasinggeber beim Kfz-Handel tatsäch-

lich erzielte Gebrauchtwagenerlös nicht aus, 

garantiert der Leasingnehmer dem Leasing-

geber den Ausgleich des Differenzbetrages 

(einschl. USt.). Ein Mehrerlös wird dem Lea-

singnehmer zu 75 Prozent (einschl. USt.) er-

stattet. 25 Prozent (einschl. USt.) werden auf 

die Leasingraten eines bis zu drei Monaten 

nach dem Vertragsende neu zugelassenen 

Fahrzeugs angerechnet. Bei Umsatzsteuerän-

derungen erfolgt eine entsprechende Anpas-

sung des Gebrauchtwagenwertes. Die Kalku-

lation erfolgte auf Basis einer jährlichen Fahr-

leistung von X Kilometern. Die Gebrauchtwa-

genabrechnung erfolgt unabhängig von den 

gefahrenen Kilometern …“

Bei dem vom Leasinggeber eingesetzten 

Restwert handelt es sich um einen leasing-

typisch auf Kalkulation beruhenden Verrech-

nungsposten, von dem der Leasingnehmer 

grundsätzlich nicht erwarten darf, dass er 

dem voraussichtlichen Zeitwert des Fahr-

zeugs bei Vertragsablauf entspricht.

BGH, Urteil vom 28.05.2014, Az. VIII ZR 179/13, 

DAR 2015, 80

Sachverständigengutachten | Wann ist 
es brauchbar, wann nicht?

– Für die Frage, ob das Gutachten eines 

Sachverständigen unbrauchbar ist, kommt es 

allein auf die Beurteilung des konkret befass-

ten Tatrichters und dessen Kenntnisse an.

Als brauchbar gilt ein Gutachten, wenn es 

vom Tatrichter verwertet wurde. Eine Verwer-

tung  hat stattgefunden, wenn der Tatrichter 

im Rahmen der Prüfung der Sach- und 

Rechtslage nach Erstattung des Gutachtens 

auf dieses aufbaut.

LG Hall, Urteil vom 04.05.2014, Az. 4 T 26/14, 

NZV 2015, 40

Nutzungsausfallentschädigung | Dauer 
des selbstständigen Beweisverfahrens

– Der Geschädigte kann Nutzungsausfallent-

schädigung bis zum Abschluss der Begut-

achtung im selbstständigen Beweisverfahren 

verlangen, wenn er – aus Ex-ante-Sicht – be-

fürchten musste (durfte), dass er seine be-

rechtigten Schadensersatzansprüche ohne 

Unfallrekonstruktion durch einen Sachver-

ständigen nicht würde durchsetzen können.

OLG München, Urteil vom 21.02.2014, 

Az. 10 U 4039/13, NZV 2015, 35

Schäden durch Einkaufswagen | Kein 
Verkehrsunfall

– Ein Zusammenstoß zwischen einem rollen-

den Einkaufswagen und einem parkenden 

Auto gilt nicht als Verkehrsunfall und ist kein 

Fall für die KfzFall für die KfzFall für die K -Haftpflichtversicherung. Es muss 

derjenige für den Schaden zahlen, der den 

Einkaufswagen ungesichert abgestellt hat.

AG München, Az. 343 C 28512/12, 

Urteil vom  05.02.2014, dpa

Neues Punktsystem | Entzug der Fahrer-
laubnis bei acht oder mehr Punkten

– Nach dem neuen Fahreignungsbewertungs-

system gilt der Fahrerlaubnisinhaber unwiderleg-

bar als ungeeignet, wenn er trotz Durchlaufens 

der ersten und zweiten Maßnahmenstufen nach 

§ 4 V 1 Nr. 1 und § 2 StVG so viele fahreignungs-

relevante Verkehrsverstöße begangen hat, dass 

er acht oder mehr Punkte erreicht.

Die gesetzliche Neuregelung des Punktsys-

tems hat nichts daran geändert, dass die Fahrer-

laubnis auf der dritten Maßnahmenstufe zwin-

gend zu entziehen ist, ohne dass der Fahrerlaub-

nisbehörde ein Ermessen eingeräumt ist. Die 

Fahrerlaubnis ist zu entziehen.

VGH Mannheim, Urteil  vom 03.06.2014, 

Az. 10 S 744/14, NZV 2015, 48
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Glatteis | Nicht jedes Streugut geeignet

– Der für eine Verkehrsfläche Räum- und Streu-

pflichtige genügt seiner Pflicht nicht dadurch, 

dass er die eis- und schneeglatte Fläche mit Ho-

belspänen bestreut. Hobelspäne entfalten keine 

nennenswerte abstumpfende Wirkung – so die 

Meinung des Gerichts.

OLG Hamm, Urteil  vom 24.11.2014, 

Az. I-6 U 92/12, DAR 2015, 89
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Handy | Weiterreichen während der Fahrt

– Eine verbotswidrige Benutzung eines Mobil-

telefons während der Fahrt liegt nicht vor, wenn 

der Fahrer das Gerät nach dem Klingeln an sei-

nen Beifahrer weiterreicht, ohne auf das Display 

zu schauen. Die Begründung der Richter: Das 

Gerät werde nicht benutzt, wenn lediglich sein 

Ort verändert werde. Denn dann habe die Hand-

lung keinen Bezug zu seiner Funktionalität und 

erfülle den Tatbestand nicht.

Anmerkung: Die Rechtsprechung lernt bei 

diesem Thema nicht dazu und produziert ein 

ums andere Mal Urteile, die in der Praxis zu nichts 

anderem als Beweisschwierigkeiten und unnöti-

gen Gerichtsverfahren führen, auch wenn wie 

hier die Entscheidung „autofahrerfreundlich“ 

gemeint gewesen sein dürfte.

OLG Köln, Urteil vom 07.11.2014, 

Az. III-1 RBs 284/14, DAR 2015, 104
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